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Begründung zur 250. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Bielefeld 

Die Stadt Bielefeld beabsichtigt im Bereich Oldentruper Kreuz in der Gemarkung Oldentrup,  
Flur 4, Flurstücke 59, 60, 911 und 919 auf einer Fläche von ca. 1 ha die Erweiterung eines 
Nahversorgerstandortes. Dafür ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich, 
die die Darstellung einer „Sonderbaufläche für den großflächigen Einzelhandel“ zum Ge-
genstand hat. Sie soll als 250. Änderung des Flächennutzungsplans durchgeführt werden. 
Parallel hierzu erfolgt die Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. III/O 16 „Einzelhandel am 
Oldentruper Kreuz“. 

 

Planungsanlass und Planungsziel 

Planungsanlass ist ein Antrag des im Plangebiet ansässigen Betreibers auf Vergrößerung 
des bestehenden Lebensmitteldiscounters / Erweiterung der Verkaufsfläche an der Oldentru- 
per Straße. Die Erhöhung der Verkaufsfläche ist neben der für einen Lebensmitteldiscounter 
notwendigen Angebotsvielfalt im Sortiment in der Art der Präsentation der Waren innerhalb 
des Marktes begründet. Mit der Erhöhung der Verkaufsfläche ist somit eine Erhöhung der 
Verkaufsfläche für nahversorgungsrelevantes Sortiment verbunden. Die Erweiterung dient als 
langfristige Absicherung des Nahversorgungsstandortes.  

Städtebauliche Grundlage der angestrebten Bauleitplanung ist das vom Rat beschlossene 
Einzelhandels- und Zentrenkonzept für die Stadt Bielefeld (Junker und Kruse, Dr. Accocella, 
Dortmund, September 2009), welches gemäß § 1 (6) Ziffer 11 BauGB als Ergebnis eines von 
der Stadt beschlossenen städtebaulichen Entwicklungskonzeptes gilt und bei der Aufstellung 
von Bauleitplänen insbesondere zu berücksichtigen ist. 

Im Rahmen des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes ist der Standort des Vorhabens auf- 
grund seiner Standortgemeinschaft mit weiteren Anbietern und mit einer Verkaufsfläche ab 
5.000 m² als Sonderstandort eingeordnet worden (Standortgemeinschaft Fachmarktstandort 
Oldentruper Kreuz): 

 
• Sonderstandort großflächiger Einzelhandel mit gleichermaßen nahversorgungs-  

und zentrenrelevanter wie nicht zentrenrelevanter Sortimentsstruktur, 
• Wettbewerbsstandort zu zentralen Versorgungsbereichen in Heepen, 
• Teilfunktion Nahversorgung sowie Entwicklung von nicht zentrenrelevantem Einzel-

handel, 
• keine Einzelhandelsentwicklung nördlich der Oldentruper Straße. 

(Einzelhandels- und Zentrenkonzept, a.a.O., S. 141)  

Mit der Festsetzung eines Sondergebietes werden Regelungen zur Einzelhandelssteuerung 
in Anlehnung an die Vorgaben und Grundsätze des städtischen Einzelhandels- und Zentren-
konzeptes für die Stadt Bielefeld sowie der städtebaulichen und raumordnerischen Verträg-
lichkeitsanalyse zur Erweiterung vorgenommen. Eine gutachterliche Betrachtung (Auswir-
kungs- und Verträglichkeitsanalyse für eine großflächige Erweiterungsplanung in Bielefeld-
Oldentrup, BBE Münster, Januar 2017) der geplanten Verkaufsflächenerweiterung von 
1.000 m² auf 1.350 m² ergab, dass keine negativen Auswirkungen auf bestehende zentrale 
Versorgungsbereiche zu erwarten sind. 
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Der hier in Rede stehende Lebensmitteldiscounter unterstützt die Nahversorgung im Umfeld 
der Oldentruper Straße / Potsdamer Straße und ist aufgrund seiner Lage für viele Bürgerin- 
nen und Bürger gut erreichbar, so dass sie sich auch fußläufig versorgen können. Des Weite- 
ren berücksichtigt eine Erweiterung ein zeitgemäßes Warensortiment und wird den steigen- 
den Ansprüchen der Bürgerinnen und Bürger an die Produktauswahl von Lebensmittelmärk- 
ten gerecht. Die o. g. Erweiterung ist daher städtebaulich sinnvoll und daher positiv zu bewer-
ten. 

 

Entwicklung aus dem Regionalplan 

Das Plangebiet ist im Regionalplan für den Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Ober- 
bereich Bielefeld innerhalb eines „Allgemeinen Siedlungsbereiches“ (ASB) dargestellt. Die 
Darstellung gilt auch für die angrenzenden Flächen im Umfeld des Plangebietes. Gemäß 
§ 1 (4) BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen.  

Bei der Bauleitplanung ist der LEP NRW zu beachten, der Ziele der Raumordnung enthält. 
Diese sind gemäß § 3 (1) Ziffer 2 Raumordnungsgesetz (ROG) verbindliche Vorgaben in 
Form von räumlich und sachlich bestimmten Festlegungen. Es handelt sich somit um Festle-
gungen, die eine strikte Bindung auslösen und nicht durch Abwägung überwindbar sind: 

 

6.5-1. Ziel Standorte des großflächigen Einzelhandels nur in Allgemeinen Siedlungsbe-
reichen 

Kerngebiete und Sondergebiete für Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungs-
verordnung dürfen nur in regionalplanerisch festgelegten Allgemeinen Siedlungsbereichen 
dargestellt und festgesetzt werden. 

6.5-2 Ziel Standorte des großflächigen Einzelhandels mit zentrenrelevanten Kernsorti-
menten nur in zentralen Versorgungsbereichen 

Dabei   dürfen   Kerngebiete   und   Sondergebiete   für   Vorhaben   im   Sinne   des 

§ 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung mit zentrenrelevanten Kernsortimenten nur: 

- in bestehenden zentralen Versorgungsbereichen sowie 

- in neu geplanten zentralen Versorgungsbereichen in städtebaulich integrierten Lagen, 
die aufgrund ihrer räumlichen Zuordnung sowie verkehrsmäßigen Anbindung für die 
Versorgung der Bevölkerung zentrale Funktionen des kurz-, mittel- oder langfristigen 
Bedarfs erfüllen sollen, dargestellt und festgesetzt werden. 

Zentrenrelevant sind 

- die Sortimente gemäß Anlage 1 und 

- weitere von der jeweiligen Gemeinde als zentrenrelevant festgelegte Sortimente (ortsty-
pische Sortimentsliste). 

Ausnahmsweise     dürfen     Sondergebiete     für     Vorhaben     im     Sinne     des 

§ 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung mit nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten 
auch außerhalb zentraler Versorgungsbereiche dargestellt  und festgesetzt werden, wenn 
nachweislich: 
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- eine Lage in den zentralen Versorgungsbereichen aus städtebaulichen oder sied-
lungsstrukturellen Gründen, insbesondere der Erhaltung gewachsener baulicher Struktu-
ren oder der Rücksichtnahme auf ein historisch wertvolles Ortsbild, nicht möglich ist und 

- die Bauleitplanung der Gewährleistung einer wohnortnahen Versorgung mit nahversor-
gungsrelevanten Sortimenten dient und 

- zentrale Versorgungsbereiche von Gemeinden nicht wesentlich beeinträchtigt werden.  

6.5-3 Ziel Beeinträchtigungsverbot 

Durch  die Darstellung und  Festsetzung  von  Kerngebieten und Sondergebieten für 

Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung mit zentrenrelevanten 
Sortimenten dürfen zentrale Versorgungsbereiche von Gemeinden nicht wesentlich 
beeinträchtigt werden. 

6.5-5 Ziel Nicht zentrenrelevante Kernsortimente: Standort, relativer Anteil zentrenrelevan-
ter Randsortimente 

Sondergebiete für Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung mit 
nicht zentrenrelevanten Kernsortimenten dürfen nur dann auch außerhalb von zentralen 
Versorgungsbereichen dargestellt und festgesetzt werden, wenn der Umfang der zentren-
relevanten Sortimente maximal 10 % der Verkaufsfläche beträgt und es sich bei diesen Sor-
timenten um Randsortimente handelt. 

6.5-10 Ziel   Vorhabenbezogene   Bebauungspläne   für   Vorhaben   im   Sinne   des 

§ 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung 

Vorhabenbezogene       Bebauungspläne      für      Vorhaben       im      Sinne       des 

§ 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung sind, soweit von § 12 Absatz 3a Satz 1 Bauge-
setzbuch kein Gebrauch gemacht wird, nur zulässig, wenn sie den Anforderungen der Fest-
legungen 6.5-1, 6.5-7 und 6.5-8 entsprechen; im Falle von zentrenrelevanten Kernsorti-
menten haben sie zudem den Festlegungen 6.5-2 und 6.5-3, im Falle von nicht zentrenrele-
vanten Kernsortimenten den Festlegungen 6.5-3, 6.5-4, 6.5-5 und 6.5-6 zu entsprechen. 

 

Insbesondere folgende Ziele und Grundsätze sind im Rahmen der Planung zu beachten: 

• Allgemeine Siedlungsbereiche (ASB) beinhalten die Flächen für Wohnen und wohn-
verträgliches Gewerbe, für Wohnfolgeeinrichtungen und öffentliche und private 
Dienstleistungen. Auch siedlungszugehörige Grün-, Sport-, Freizeit- und Erholungsflä-
chen sind Bestandteil des ASB (Ziel 1 Kap. 2). 

• Standorte für Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe und sonstige Han-
delsbetriebe im Sinne von § 11 (3) BauNVO sind grundsätzlich auf den Siedlungs-
flächen des ASB zu entwickeln (Ziel 1 Kap. 7). 

• Neuplanungen, Erweiterungen und Umstrukturierungen von Einkaufszentren, groß-
flächigen Einzelhandelsbetrieben und sonstigen Handelsbetrieben im Sinne von § 11 
(3) BauNVO dürfen die vorhandenen Versorgungsfunktionen sowie die absehbaren 
Entwicklungsmöglichkeiten der eigenen und der benachbarten Zentren der Region 
nicht beeinträchtigen oder verhindern.  
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• Bei Ansiedlung von großflächigen Einzelhandelseinrichtungen gem. § 11 (3) BauN-
VO ist es Aufgabe der Gemeinde darauf hinzuwirken, dass diese in Größenordnung 
und Standort den Zielen der Raumordnung und Landesplanung entsprechen. Die Grö-
ße der  Verkaufsfläche ist so zu begrenzen,  dass der Einzugsbereich eines Vorha-
bens den zentralörtlichen Versorgungsbereich der Ansiedlungsgemeinde nicht we-
sentlich überschreitet. (Ziel 4 Kap. 7). 

Die Planung ist grundsätzlich mit den Zielen und Grundsätzen der Landes- und Regional-
planung in Übereinstimmung zu bringen. Die oben genannten Ziele werden bei der vorlie-
genden Bauleitplanung erfüllt. Damit wird die Bauleitplanung mit dem Ziel der Entwicklung 
einer Sonderbaufläche bzw. eines Sondergebietes zum Zwecke eines großflächigen Ein-
zelhandels als an die Ziele der Raumordnung angepasst betrachtet. 

 

Verkehrliche Anbindung, ÖPNV 

Die äußere Erschließung des Plangebiets für den motorisierten Individualverkehr (MIV) ist 
über die Einmündungsbereiche zur Oldentruper Straße bzw. zur Potsdamer Straße gesi-
chert. 

Der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) bedient das Plangebiet über die Haltestelle 
„Striegauer Straße“ auf der Oldentruper Straße, die in unmittelbarer Nachbarschaft liegt. Von 
hier verkehrt die Buslinie 369 (Bielefeld – Oerlinghausen) montags bis samstags stündlich 
und sonntags zwischen 9 Uhr und 20 Uhr alle zwei Stunden bis Bielefeld Hauptbahnhof in 
die eine und bis Oerlinghausen Bahnhof in die andere Richtung. Weiterhin wird das Plange-
biet durch die Regionalbahn B73 ab Bhf. Oldentrup bis Bielefeld Hbf., der mit knapp 500m in 
fußläufiger Entfernung liegt, montags bis sonntags alle 17 Minuten bedient,.  

 

Derzeitige und künftige Flächennutzungsplan-Darstellungen  

Im wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Bielefeld sind die Flächen im Plangebiet 
als Wohnbauflächen (W) dargestellt. Zur Umsetzung der o. g. Planungsziele soll eine Änderung 
des Flächennutzungsplanes mit der Darstellung von Sonderbauflächen für den großflächigen 
Einzelhandel erfolgen.  

 

Art, Lage und Umfang der Flächennutzungsplan-Änderung 

Art und Lage der vorgesehenen Flächennutzungsplan-Änderung gehen aus dem beigefügten 
Flächennutzungsplan-Ausschnitt hervor. Der Flächenumfang und die Arten der Bodennut-
zung haben folgende Größenordnung: 

Flächennutzungsplan 
Art der Bodennutzung 

bisher künftig 

„Wohnbaufläche“ 0,7 ha --- 

„Sonderbaufläche“ --- 0,7 ha 

Gesamt 0,7 ha 0,7 ha 
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Umweltbelange und Umweltbericht  

Gemäß § 2 Abs. 4 bzw. § 2 a BauGB ist für die Belange des Umweltschutzes eine Umwelt-
prüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen er-
mittelt und bewertet werden. Die Ergebnisse der Umweltprüfung, in der auch artenschutz-
rechtliche Belange betrachtet werden, sind in einem Umweltbericht darzulegen und bilden 
einen gesonderten Teil der Begründung. Nach § 2 Abs. 4 Satz 5 BauGB sowie in § 14 f Abs. 
3 UVPG sind Umweltprüfungen in zeitlich nachfolgenden oder gleichzeitig durchgeführten 
Bauleitplanverfahren auf zusätzliche oder andere erhebliche Auswirkungen zu beschränken, 
die nicht bereits in vorher oder gleichzeitig durchgeführten Umweltprüfungen bearbeitet wor-
den sind. 

In einem Bebauungsplanverfahren, das parallel zu einem Änderungsverfahren des Flächen-
nutzungsplans erfolgt, kann die Umweltprüfung zum Bebauungsplan auch für das überge-
ordnete Planungsverfahren Verwendung finden ("Abschichtung"). In diesem Zusammenhang 
ist auf die Umweltprüfung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. III/O 16 „Einzelhandel 
am Oldentruper Kreuz“ zu verweisen. Eine gesonderte Artenschutzprüfung ist im Zuge der 
250. Änderung des Flächennutzungsplanes nicht erforderlich. 

 

Hinweise 

Die 250. Flächennutzungsplan-Änderung soll im Parallelverfahren gem. § 8 (3) BauGB 
durchgeführt werden und betrifft den Teilplan „Flächen“. Änderungen für übrige Teilpläne 
sowie des Erläuterungsberichts zum Flächennutzungsplan ergeben sich durch die vorgese-
hene Änderung nicht. 
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